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lösungsansätze der Zukunft darstellen.
Ban stellt diesen Errungenschaften Heraus-
forderungen wie etwa die Bevölkerungs-
entwicklung und die wachsende Komple-
xität von Friedenssicherungseinsätzen ge-
genüber, und vermittelt damit den Ein-
druck, dass er einen Fahrplan für seine
zweite Amtszeit hat. Dies ist jedoch nicht
der Fall. Mittlerweile im Amt bestätigt,
zeigt dieser kurze Ausblick auf die Zu-
kunft, dass der Generalsekretär seinem
Credo auch in den nächsten fünf Jahren
treu bleiben wird: Der Generalsekretär ist
zuallererst ›Diener‹ der Mitgliedstaaten,
zweitens Manager und erst an dritter Stelle
Verfechter der Ziele in der UN-Charta.
Obwohl während des ›Arabischen Früh-
lings‹ ein aktiverer Generalsekretär zu
beobachten war, hat sich die Hoffnung
(siehe Henrike Paepcke, Bericht für die
65. Generalversammlung, VN, 5/2010,
S. 222), dass seine Wiederwahl eine Chan-
ce für den Generalsekretär sein könne, we-
niger politisch konform aufzutreten, bis-
her nicht erfüllt. Auch der Bericht für die
66. Generalversammlung lässt diesbezüg-
lich wenig Zuversicht aufkommen.
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Von den westlichen Medien und der tür-
kischen Öffentlichkeit kaum bemerkt und
allenfalls mit herablassenden Kommen-
taren bedacht haben sich etwa 8000 De-
legierte aus aller Welt vom 9. bis 12. Mai
2011 zur Vierten Konferenz der Vereinten
Nationen über die am wenigsten entwi-

ckelten Länder (LDC IV) in Istanbul zusam-
mengefunden. Es war das vierte Treffen
dieser Art, seit die Vereinten Nationen im
Jahr 1971 beschlossen hatten, den ›Ärms-
ten und Schwächsten‹ der Weltgemein-
schaft mit besonderen Aktionsprogram-
men zu helfen. Die Folge-Konferenzen
LDC I, II und III fanden in Zehnjahres-
abständen statt: 1981 in Paris, 1991 in
Paris und 2001 in Brüssel. 1971 wurden
25 Staaten mit den niedrigsten Erwerbs-
und Alphabetisierungsquoten und den
höchsten Sterberaten dieser Gruppe zu-
gerechnet. Heute sind es, sollten Südsu-
dan und Palästina ›erfolgreich‹ kandidie-
ren, mit 50 Staaten genau doppelt so vie-
le. Allein dieser Umstand zeigt, wie wenig
die bisherigen Erklärungen und Agenden
bewirkt haben und wie wenig die Wirk-
lichkeit dem Pathos entspricht, mit dem
der türkische Präsident Abdullah Gül als
Gastgeber das Treffen in Istanbul eröff-
nete. Er äußerte die Hoffnung, dass »die
ersten Herzschläge einer neuen und ge-
rechten Weltordnung« zu hören seien. 

Meinte Gül die Absprache, die gleich
im ersten Punkt der in Istanbul verabschie-
deten Erklärung festgehalten ist? Demnach
soll die Zahl der LDCs bis zum Ende der
in Istanbul eingeläuteten Entwicklungsde-
kade, 2011 bis 2020, halbiert und damit
auf den Stand der Gründungszeit zurück-
geführt werden. Bislang konnten nur drei
Länder – Botswana 1994, Kap Verde 2007
und die Malediven 2011 – den LDC-Sta-
tus hinter sich lassen. Dieser Status wird
vom UN-Ausschuss für Entwicklungspo-
litik in einem komplizierten Verfahren
festgelegt, der soziale und wirtschaftliche
Kriterien mit den Aussagen des Berichts
über die menschliche Entwicklung des
UN-Entwicklungsprogramms kombiniert.
Wer den Sprung vom am wenigsten ent-
wickelten Land zum Entwicklungsland
schaffen will, muss ein jährliches Wirt-
schaftswachstum von mindestens sieben
Prozent vorweisen, das indessen zusam-
men mit politischen, sozialen und ökono-
mischen Strukturreformen, Schuldener-
lass sowie zusätzlichen staatlichen und
privaten Finanzhilfen dazu beitragen soll,
die Marginalisierung dauerhaft zu über-
winden, wie der Aktionsplan ausführt. 

Eine Halbierung oder auch nur eine
bedeutsame Verringerung der Länder mit
LDC-Status wird indessen aller Voraus-
sicht nach ebenso wenig erreicht wie das
in Istanbul ebenfalls bekräftigte Millen-

niums-Entwicklungsziel, das eine Halbie-
rung der Armut zum Jahr 2015 vorsieht.
Schließlich müssten die zu den anderen
Entwicklungsländern aufschließenden
Länder auf Sonderkonditionen verzichten,
so dass der Aufstieg in die Gruppe der
›normalen‹ Entwicklungsländer, die – sie-
he China und Indien – trotz frappieren-
den Wirtschaftswachstums weiterhin den
größten Anteil der Armen und Hungern-
den auf dieser Welt haben, sogleich im
neoliberalen Wind des schärferen Wett-
bewerbs und unter dem Druck der Aufla-
gen des Internationalen Währungsfonds
in Frage gestellt wird. Mit Blick auf die-
ses Dilemma wurde in Istanbul eine Stra-
tegie für einen geschmeidigen Übergang
(smooth transition) mit einem Maßnah-
menpaket angeregt, das noch von einer
Ad-hoc-Arbeitsgruppe zusammengestellt
werden soll. Jedenfalls soll eine abrupte
Kürzung der bisherigen Hilfszusagen ver-
mieden und ein vorübergehender Ausbau
der Handelsvorteile auf bilateraler Basis
ermöglicht werden. 

Die UN-Generalversammlung hatte im
Jahr 2009 im Hinblick auf das Treffen in
Istanbul neben dem routinemäßigen Auf-
trag, die Wirkungen des vor zehn Jahren in
Brüssel beschlossenen Aktionsprogramms
zu prüfen, unter anderem den Entwurf
›zusätzlicher Maßnahmen zugunsten der
am wenigsten entwickelten Länder‹ sowie
einer ›erneuerten und verstärkten Partner-
schaft‹ angemahnt. Die jahrelangen Vor-
bereitungen und Zwischenbilanzen auf in-
ternationaler, regionaler und nationaler
Ebene und die einwöchige Konferenz
selbst, auf der Redner aus 121 Staaten
und von 13 UN-Organisationen zu Wort
kamen, sowie auf die begleitenden Foren
der Parlamentarier (160 Abgeordnete aus
55 Ländern), der Zivilgesellschaft (1500
Delegierte von 270 Organisationen) und
der Wirtschaft, die sich wiederum in drei
verschiedenen Diskussionsrunden präsen-
tierte, und schließlich das Aktionspro-
gramm mit 150 Haupt- und vielen Unter-
punkten, die in schier endlosen und meist
vage formulierten Schleifen kaum einen
Aspekt auslassen, dazu die 18-Punkte-Er-
klärung mit zweiseitiger Präambel spie-
geln die Schwierigkeit wider, die Forde-
rungen und Vorbehalte der angereisten
Interessengruppen – Regierungen und
NGOs, Profit- und Non-Profit-Organisa-
tionen, wirtschaftliche und wissenschaft-
liche Institutionen – einigermaßen ver-
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ständlich und zugleich umfassend und
wasserdicht zusammenzubringen. 

Der vergangenen Entwicklungsdekade
wurden in Istanbul wahrlich keine Best-
noten, sondern allenfalls Verlegenheits-
prädikate erteilt. Fast schon kabarettreif
wird formuliert, dass nicht alle der in Brüs-
sel gesetzten Ziele in vollem Umfang er-
reicht worden seien und dass sich an der
marginalisierten Lage der LDCs nichts ge-
ändert hätte. Sie leiden weiter unter extre-
mer Armut, Ungerechtigkeit und Struktur-
schwächen. Die Notlage in Konfliktzo-
nen, der internationale Waffen- und der
Drogenschmuggel werden ebenso den Ent-
wicklungshemmnissen zugerechnet wie
die Auswirkungen der Finanz- und Ener-
giekrisen auf die Nahrungsmittelpreise,
den Ex- und Import, den Konsum und
die Beschäftigungslage. Hinzukommen die
wachsenden Herausforderungen durch
den Klimawandel. Auf dem Weg zu den
Millenniums-Entwicklungszielen seien
nicht wenige LDCs aus der Spur geraten,
wird resümiert. Maßnahmen gegen Kor-
ruption, Geldwäsche und Schmuggel wer-
den unter Bezug auf die von allen mitge-
tragene UN-Konvention und mit dem Be-
kenntnis zur »guten Regierungsführung
auf allen Ebenen« von den LDCs, aber
ebenso dringend von den Partnerländern
erwartet. Gestohlener Besitz müsse in die
Ursprungsländer zurückgebracht werden.

Wie vor zehn Jahren in Brüssel ent-
hält der Istanbuler Aktionsplan einen Ka-
talog der guten Absichten, der Geber und
Empfänger zu einem solidarischen Zu-
sammenwirken auf allen Gebieten führen
soll. Immerhin wurden die staatlichen Ent-
wicklungsausgaben der Geberländer, nach
wie vor die größte externe Finanzhilfe für
die LDCs, im abgelaufenen Jahrzehnt von
0,05 auf 0,09 Prozent des Bruttoinlands-
produkts erhöht, blieben damit aber weit
hinter der Zielmarke von 0,15–0,20 Pro-
zent. Ein steigender Anteil der Zuwendun-
gen floss in den Bereich Soziales und kam
damit, so wird kritisch notiert, nicht der
wirtschaftlichen Entwicklung zugute. Po-
sitiv wird die HIPC-Initiative für die am
schwersten verschuldeten Staaten bewer-
tet, aber sie hat eben bei weitem nicht alle
Länder begünstigt. Die Verschuldung blei-
be das Hauptproblem, heißt es.

In unterschiedlichen Zusammenhän-
gen werden kühne und umfassende (bold
and comprehensive) Maßnahmen gefor-
dert, die aber nicht genau beschrieben

werden. Ebenso wird wiederholt auf die
»besonderen Bedingungen« der LDCs hin-
gewiesen, ohne sie zu nennen und ihre Re-
levanz für den Aktionsplan deutlich zu ma-
chen. Allenfalls könnte die nachdrückli-
che, wiederholte und pauschale Mahnung,
dass die Geberländer ihre Zusagen gegen-
über den LDCs einhalten sollen, das ge-
genseitige Verhältnis beleben. Nur so
nämlich sei die Infrastruktur auf allen Ge-
bieten (namentlich Strom, Wasser, Trans-
port, Kommunikation) zu verbessern.

»Einige Fortschritte« seien erreicht
worden, ist zu lesen. Man fragt sich: Wo?
Und welche Lehren wurden in Istanbul
aus der mageren Bestandsaufnahme ge-
zogen? Auch hier sind die Aussagen meist
vage und nebulös. Geografische Beson-
derheiten, Küstenferne oder -nähe, Acker-
bau im Hochgebirge und Ländereien unter
dem Meeresspiegel, ökologische Schwä-
chen und politische Konflikte müssten stär-
ker berücksichtigt werden. Der Aktions-
plan sei besser den nationalen Entwick-
lungsstrategien anzupassen – im Kontext
der Süd-Süd-Zusammenarbeit, die eine Er-
gänzung, keinesfalls ein Ersatz für die
Nord-Süd-Kooperation sei. Die Förderung
technologischer Fähigkeiten und Mög-
lichkeiten – nicht zuletzt ein hundertpro-
zentiger Zugang zum Internet bis 2020
und eine vollständige Energieversorgung
bis 2030 (Aktionsplan, Punkt 45 c und
e-bis) – wird noch vor der landwirtschaft-
lichen Entwicklung empfohlen.

Angemessene Arbeit für alle zu errei-
chen, ist ein weiteres Traumziel, das ver-
mutlich – nicht anders als nach den vor-
angegangenen Agenden – nicht einmal in
Ansätzen Wirklichkeit wird. In der Istan-
buler Erklärung erhalten vor allem priva-
te Initiativen, insbesondere kleine und
mittlere Unternehmen, die dynamisch und
sozial verantwortlich auftreten sollen, die
Funktion eines ökonomischen Sprung-
bretts, das nicht zuletzt durch externe Fi-
nanzhilfen, im Besonderen aber durch die
Rücküberweisungen von im Norden be-
schäftigten Emigranten aktiviert werden
soll. In diesem Zusammenhang wird eine
Bank angeregt, die technologische Neue-
rungen in den LDCs finanzieren soll. Die
Türkei hat zudem angeboten, ein Inter-
nationales Zentrum für Technologie und
Innovation einzurichten. Erst danach wird
knapp die in der Tat entscheidende Be-
deutung der Landwirtschaft in den und
für die ärmsten Länder mehr erwähnt als

unterstrichen. Schließlich ist es ohne eine
kräftige Hilfe für die Bauern nicht mög-
lich, die Armut und den Hunger auszu-
rotten, wie es die Millenniums-Entwick-
lungsziele und alle vorlaufenden und be-
gleitenden Erklärungen zur Entwicklungs-
politik vorschreiben.

Das weltwirtschaftliche Desaster, das
der neuerliche Börsenkrach nach sich zieht,
trifft die LDCs nicht weniger als die vor-
angegangenen Finanzkrisen in einem noch
gar nicht abzuschätzenden Ausmaß, ob-
wohl sie am wenigsten dazu beigetragen
haben. Auffallend ist, dass sich der poli-
tische und wirtschaftliche Aktionismus
der Industriestaaten seit dem Sommer
2011 fast ausschließlich um die Selbstsa-
nierung dreht, für die mit dem traurigen
Resultat weiterer Verschuldung zwei Bil-
lionen Euro eingesetzt wurden, und die
Rückwirkung der Depression auf die an-
deren Mitglieder der Weltgemeinschaft
aus dem Blick zu geraten droht. Und wel-
che Chancen auf Entwicklung haben ar-
me Länder, fragte Michael Bauchmüller
am 16./17. Juli 2011 in der Süddeutschen
Zeitung, wenn sie zuerst die Folgen des
Klimawandels bewältigen sollen? Der neue
Aktionsplan jedenfalls und die wohlmei-
nenden Begleitpapiere können den LDCs
ebenso wenig wie der Brüsseler Aktions-
plan von 2001 Halt gegenüber solchen
›externen Schocks‹ verleihen, was aus-
drücklich bemängelt wird. 

Mit herben Worten, Wut und tiefer
Enttäuschung hat das zivilgesellschaftli-
che Forum auf die Istanbuler Beschlüsse
reagiert. Sie seien ›zahnlos‹ und enthielten
nichts Neues. Liberalisierung werde an-
ders verpackt, ohne zu bedenken, dass die
Regierungen Arbeit, Konsum und Umwelt
zu regulieren hätten. Die Privatwirtschaft
könne durchaus nützlich sein. Aber sie
schwäche mit einer unbedachten Mine-
ral-, Fisch- und Waldausbeutung, nicht
zuletzt mit ›food dumping‹ und Biosprit-
Plantagen die Lebensgrundlagen der loka-
len Bevölkerung. Die LDCs dürften nicht
weiter die MECs (most exploited coun-
tries) sein.
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